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Beantwortung: 

Zu 1.  
 
Braunkohlepläne legen gem. § 26 Landesplanungsgesetz im 
Braunkohleplangebiet Ziele und Grundsätze der Raumordnung fest. Diese 
Gebiete obliegen vom Beginn des Abbaus bis zur Beendigung der 
Rekultivierungstätigkeit und Entlassung aus der Bergaufsicht der 
Regelungskompetenz des Braunkohleausschusses. 
Anschließend besteht wieder die Planungskompetenz der Regionalplanung. 
Diese bisher erfolgte rechtliche und zeitliche Abfolge bedarf durch den von der 
Bundesregierung beschlossenen vorzeitigen Ausstieg aus der Kohleförderung 
während der gesamten Laufzeit des Strukturwandels einer Anpassung und 
einer intensiveren rechtlichen, zeitlichen und räumlichen Verzahnung. 
 
Im Braunkohleplangebiet gibt es für den Regionalplan unterschiedliche 
Bereiche und Darstellungsoptionen:  
 

• Bereiche, die gemäß Leitentscheidung nicht mehr für Braunkohle in 
Anspruch genommen werden, aber formell noch der geltenden 
Braunkohlenplanung unterliegen (z.B. Holzweiler, Hambacher Wald etc.): 
Für diese besteht die Absicht, im Planentwurf regionalplanerische 
Festlegungen zu treffen, wie die Festlegung eines Allgemeinen 
Siedlungsbereiches (ASB) für Holzweiler (Beschluss des Regionalrates 
vom 13.03.2020) oder Festlegungen zur Freiraumvernetzung im Bereich 
des Hambacher Waldes (Antrag Regionalrat vom 18.12.2020) . Aufgrund 
des aktuell noch gegebenen Planungsvorbehaltes der geltenden 
Braunkohleplanung werden diese im Regionalplan als bedingte 
Festlegungen vorzusehen sein. Diese bedingte Festlegung bedeutet, dass 
die regionalplanerischen Regelungen automatisch nach Beendigung der 
Braunkohleplanung in Kraft treten und nachträgliche 
Regionalplanänderungsverfahren nicht mehr erforderlich sind.  

 
• Bereiche, für die keine Änderungen auf Ebene der Braunkohleplanung 

vorgenommen werden, die aber während der Laufzeit des Regionalplans 
zeitweise noch der Bergaufsicht unterliegen (z.B. rekultivierte oder in 
Rekultivierung befindliche Teile der Tagebaue Garzweiler I, Hambach 
(Sophienhöhe) und Inden: 
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Zu diesen Bereichen werden im Planentwurf zum Regionalplan ebenfalls 
Festlegungen vorgeschlagen, die den Rekultivierungszielen entsprechen, 
bzw.  sofern im Hinblick auf den Planungshorizont des Regionalplans bis 
2043 sinnvoll, auf diesen aufbauen. 

 
• Bereiche, in denen auch gem. der künftigen Braunkohlenplanung eine 

bergbauliche Inanspruchnahme bzw. Rekultivierung zu erwarten ist, die 
sich zeitlich deutlich über den Planungshorizont des Regionalplanes 
hinaus erstreckt (z.B. Bereich Garzweiler II mit Innovation Valley sowie 
Bereiche des künftigen Restsees Garzweiler): 
Für diese Räume hat der neuaufzustellende Regionalplan im Hinblick auf 
den planerischen Horizont keine Festlegungskompetenz. 

 
Der vom Regionalrat in Auftrag gegebene und durch das Büro MUST in 
Bearbeitung befindliche Fachbeitrag zur Einbindung des Rheinischen Reviers in 
den Regionalplanprozess befasst sich aktuell intensiv mit diesen 
Fragestellungen. Dabei ist es u.a. Aufgabe, auf Grundlage der Leitentscheidung 
Aussagen und Empfehlungen für die Weiterentwicklung des Plankonzeptes zu 
einem Planentwurf zu treffen. Dies unter besonderer Berücksichtigung von 
zeitlichen Schichtungen: Einbindung in den Regionalplan bis 2043 und zeitlich 
darüberhinausgehende Leitvorstellungen und der besonderen Herausforderung 
der Einbindung des Rheinischen Reviers in den Gesamtraum des 
Regierungsbezirkes Köln. Die Ergebnisse dieser gutachterlichen Betrachtung 
werden dem Regionalrat sukzessive vorgestellt und bezüglich der Aussagekraft 
für den Regionalplanprozess diskutiert und anschließend eingearbeitet werden.  
 
Zu 2.: 
 
Die Verzahnung beider Prozesse – der Regional- und Braunkohleplanung - 
erfolgt im Dezernat 32 sehr intensiv und fortlaufend. In diesem Rahmen wird 
sichergestellt, dass die beiden zuständigen Gremien, Regionalrat und 
Braunkohleausschuss, kontinuierlich über den sie jeweils betreffenden Stand 
der Planungen informiert werden und diese aufeinander abgestimmt werden 
können. Zudem sind die Dezernate 32 der Bezirksregierungen Köln und 
Düsseldorf mit der Landesplanungsbehörde in die laufende Änderung des 
Landesplanungsgesetzes und die rechtliche „Harmonisierung“ von Braunkohle- 
und Landes-/Regionalplanung eingebunden. 
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